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dene Gebäudeteile wie Dach oder Fenster 
sowie bei Straßen, Wegen und Plätzen für 
die Deckschicht und den Unterbau zukünftig 
unterschiedliche Nutzungsdauern bestimmt 
werden. Voraussetzung ist, dass der Wert 
der einzelnen Komponente mindestens 5 % 
des Neubauwertes beträgt. Sofern das Wahl-
recht des Komponentenansatzes nicht aus-
geübt wird, ist bei Erhaltung oder Instandset-
zung einer Komponente zu prüfen, ob sich 
die Restnutzungsdauer des Gebäudes bzw. 
der Straße durch die Maßnahme verlängert. 
Erforderlichenfalls ist der Vermögensgegen-
stand in der Folge neu zu bewerten und die 
Restnutzungsdauer neu zu bestimmen. 

Neben der bestehenden Unsicherheit zur 
konkreten Ausgestaltung des Wirklichkeits-
prinzips ist mit erheblichen Abgrenzungs-
problemen zu rechnen, die nur durch ein-
deutige Anwendungshinweise gelöst werden 
können, um einem Aufweichen des Ressour-
cenverbrauchskonzepts (und damit letztlich 
der angestrebten Generationengerechtigkeit) 
entgegenzuwirken.

Rückstellungen

Im Bereich der Rückstellungen wird der An-
wendungsbereich des § 88 GO-E NRW auf 
Aufwendungen, die ihrer Höhe oder des Zeit-
punkts nach ungewiss sind, ausgeweitet. 
Auch insofern erfolgt eine Entfernung vom 
HGB, die dazu führt, dass zukünftig (Auf-
wands-)Rückstellungen für steuerkraftab-
hängige Umlagen gebildet werden dürfen. 
Darüber hinaus ist vorgesehen, dass Unter-
schiedsbeträge bei Pensionsrückstellungen, 
die aus Besoldungsanpassungen resultieren, 
auf den Zeitraum der auf die Anpassung 
folgenden drei Haushaltsjahre ratierlich ver-
teilt werden dürfen.

Statt ihre Beihilferückstellungen wie bisher 
als prozentualen Anteil aus dem Volumen der 
gezahlten Versorgungsbezüge zu ermitteln, 
können Kommunen den Barwert zukünftig 
auch aus dem Durchschnittswert der in den 
letzten fünf Jahren gezahlten Beihilfeleis
tungen ermitteln.

Befreiung von der Aufstellungspflicht  
von Gesamtabschlüssen

Bezüglich der Befreiungsmöglichkeit von  
der Aufstellungsverpflichtung von Gesamt-
abschlüssen besteht in der kommunalen 
Familie großer Zuspruch. Die in § 116a GO-E 
NRW definierten größenabhängigen Be
freiungsregelungen ermöglichen unter der 

weiteren Voraussetzung eines erweiterten 
Beteiligungsberichts nach einem noch durch 
Verwaltungsvorschrift zu definierenden ver-
pflichtenden Muster einen Verzicht auf die 
Gesamtabschlusserstellung für den Großteil 
der bisher gesamtabschlusspflichtigen Kom-
munen. Um die Befreiungsmöglichkeit in An-
spruch zu nehmen, müssen am Abschluss-
stichtag und am vorhergehenden Stichtag 
mindestens zwei der folgenden drei Merk-
male erfüllt sein:

1.	� Die Bilanzsummen in den Bilanzen der 
Gemeinde und der einzubeziehenden 
verselbstständigten Aufgabenbereiche 
übersteigen insgesamt nicht mehr als 
1.500 Mio. €.

2.	� Die der Gemeinde zuzurechnenden Er-
träge aller vollkonsolidierungspflichtigen 
verselbstständigten Aufgabenbereiche 
machen weniger als 50 % der ordentlichen 
Erträge der Ergebnisrechnung der Ge-
meinde aus.

3.	 �Die der Gemeinde zuzurechnenden Bilanz-
summen aller vollkonsolidierungspflich
tigen verselbstständigten Aufgabenberei-
che machen insgesamt weniger als 50 % 
der Bilanzsumme der Gemeinde aus.

Bei der Anwendung der Regelungen bestehen 
noch gewisse Unsicherheiten bezüglich der 
Verwendung der gesetzlichen Definition der 
vollkonsolidierungspflichtigen verselbsstän-
digten Aufgabenbereiche sowie der Anwen-
dung der Brutto-/Nettomethode bei der 
Prüfung des Vorliegens der Befreiungsvor-
schriften.

Aufgrund des zukünftig nur noch sehr gerin-
gen Kreises an gesamtabschlusspflichtigen 
Kommunen kommen die geplanten Befrei-
ungsvorschriften einer Aufgabe eines – bei 
der Einführung der Doppik noch als zentrales 
Informations- und Steuerungsinstrument be
zeichneten – Kernbestandteils des neuen 
kommunalen Finanzmanagements gleich. 
Gerade bei Kommunen mit einem ver-
gleichsweise hohen Ausgliederungsgrad ist 
aufgrund der hohen Wertgrenzen des Geset-
zesentwurfs mit einem Informationsverlust 
und damit auch mit einer Verschlechterung 
der interkommunalen Vergleichbarkeit zu 
rechnen. Mit der geplanten Gesetzesände-
rung würde NRW seine Vorreiterstellung bei 
den kommunalen Gesamtabschlüssen in der 
Bundesrepublik verlieren und darüber hinaus 
ein zweifelhaftes Signal an die Kommunen 
senden, die in der Vergangenheit hohe Rück
stände bei der Aufstellung der Gesamtab-
schlüsse aufgebaut haben.

Örtliche Rechnungsprüfung

Mit dem vorgelegten Gesetzesentwurf sollen 
auch die Regelungen für die örtliche Rech-
nungsprüfung neu gefasst werden. Beispiels-
weise wird mittleren kreisangehörigen Städ-
ten die Möglichkeit eingeräumt, sich anstelle 
einer eigenen örtlichen Rechnungsprüfung 
im Rahmen der interkommunalen Zusammen-
arbeit einer anderen örtlichen Rechnungs-
prüfung zu bedienen. Die Aufgaben der ört-
lichen Rechnungsprüfung werden um die 
Prüfung der Wirksamkeit interner Kontrollen 
im Rahmen des internen Kontrollsystems 
erweitert.

Darüber hinaus kann die Betriebsleitung von 
Eigenbetrieben, die ihre Bücher nach den 
Vorschriften des NKF führt, zukünftig auch 
die örtliche Rechnungsprüfung mit der Jahres-
abschlussprüfung beauftragen.

Ausblick

Der Gesetzesentwurf sieht ein Inkrafttreten 
zum 01.01.2019 vor. Die Regelungen zur 
Befreiung von der Aufstellungspflicht der 
kommunalen Gesamtabschlüsse sollen erst
mals für das Jahr 2018 in Anspruch ge
nommen werden können. Derzeit ist keine 
Rückwirkung für frühere Gesamtabschlüsse 
geplant.

Am 09.11.2018 fand eine Anhörung im Land-
tag statt. Die kommunalen Spitzenverbände 
hatten in ihrer gemeinsamen Stellungnahme 
im Vorfeld aufgrund der sehr engen Termin-
schiene bereits ihre Forderung nach Über-
gangsregelungen bekräftigt und darauf hin-
gewiesen, dass eine abschließende Beur
teilung des Gesetzesentwurfs insbesondere 
wegen des sehr kurzfristig vorgelegten Ent-
wurfs der KomHVO nicht möglich sei. Darüber 
hinaus weise der Gesetzesentwurf derzeit 
noch gesetzgebungstechnische Mängel und 
Auslegungsfragen auf. 

Da viele wichtige Anwendungsfragen und 
Einzelheiten zum Gesetzesentwurf und zur 
KomHVO durch Anwendungshinweise, Ver-
waltungsvorschriften und Leitfäden konkreti-
siert werden sollen und müssen, besteht für 
die Kommunen in NRW die Gefahr, dass sich 
ab dem 01.01.2019 erhebliche nicht geklärte 
Anwendungs- und Abgrenzungsfragen bei 
der Ausführung des 2. NKFWG ergeben.
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Nichts muss – alles geht: neue Regeln zur Einbeziehung  
des Überwachungsorgans in die Abschlussprüfung 

Was kommt auf kommunale  
Unternehmen zu?

In einer Reihe von kommunalen Gesellschaf-
ten fällt dem Aufsichtsrat seit der Einführung 
des Gesetzes zur Kontrolle und Transparenz 
im Unternehmensbereich (KonTraG) das 
Recht zu, dem Abschlussprüfer den Prüfungs-
auftrag zu erteilen. Damit soll ausdrücklich 
die Überwachungsfunktion des Aufsichtsrates 
gestärkt werden. Regelmäßig hat sich aller-
dings in der Praxis trotz dieser Neuerung 
materiell wenig geändert. Möglicherweise 
hat diese Regelung sogar dazu geführt, dass 
der Aufsichtsrat den Abschlussprüfer als 
seinen Dienstleister oder gar Gehilfen bei der 
Überwachung angesehen hat, dessen Tätig-
keit ihn von einer weitergehenden Befassung 
mit der Unternehmensüberwachung entbun-
den hat.

Doch die Augen des Wirtschaftsprüfers sind 
nicht die Augen des Aufsichtsrats. Dieser ist 
vielmehr in eigener Verantwortung gefor-
dert, einen kritischen Blick auf das Unter-
nehmen, nicht bloß auf die Zahlen, sondern 
auch auf Abläufe und Strukturen und das 
Tun des Managements zu werfen. Das macht 
natürlich auch der Wirtschaftsprüfer – und 
das Ziel der Regelung im KonTraG, nicht 
mehr dem Vorstand oder der Geschäftsfüh-
rung, sondern dem Aufsichtsrat die Verant-
wortung für dessen Beauftragung zu geben, 
bestand schlicht und einfach darin, beide 
gesetzlichen Überwachungsinstanzen – das 
interne Organ „Aufsichtsrat“ und den exter-
nen Abschlussprüfer – zum Wohl des Unter-
nehmens kooperieren zu lassen. 

Diesen Gedanken greift der für die Ab-
schlussprüfung 2018 erstmals geltende 
Prüfungsstandard (PS) 470 auf und füllt ihn 
mit Leben. Er will ein Miteinander von Auf-
sichtsrat und Wirtschaftsprüfer initiieren und 
ein Nebeneinander verhindern. Er fordert 
dazu eine strukturierte Kommunikation im 
gesamten Prüfungsablauf – nicht nur am Ende 
in der Bilanzsitzung zum Jahresabschluss –, 
um so das Wissen des Aufsichtsrats über 
das Unternehmen und seine Beurteilung der 
kritischen Aspekte in die Abschlussprüfung 
einzubeziehen. Das hört sich in der Theorie 
gut an – wie aber sieht diese Kommunikation 
in der Praxis aus? 

Der Abschlussprüfer wird zunächst in aller 
Regel nicht mit dem gesamten Aufsichtsrat, 
sondern mit dem Prüfungsausschuss – so-
weit eingerichtet –, mit dem Präsidium oder 
aber mit dem Vorsitzenden reden. Es bietet 
sich in der Praxis wohl an, den Kontakt be-
reits vor bzw. zu Beginn der Prüfung aufzu-
nehmen und ein Auftaktgespräch zu führen. 
In diesem Gespräch wird der Wirtschaftsprü-
fer – zumindest im Überblick – seine Risiko
einschätzung und die darauf aufbauende 
Prüfungsstrategie und damit Prüfungsschwer-
punkte und kritische Prüffelder schildern. 
Und er wird den Aufsichtsratsvorsitzenden 
nach seiner Beurteilung des Unternehmens 
und zu kritischen Prozessen bis zum Risiko 
von Täuschungen und dolosen Handlungen 
fragen. So gewinnt der Aufsichtsratsvor
sitzende ein besseres Verständnis von den 
Möglichkeiten und Grenzen der Abschluss
prüfung und der Abschlussprüfer erhält 
Kenntnis, welche Schwerpunkte der Auf-
sichtsrat bei seiner Überwachungstätigkeit 
setzt und welche Aspekte für ihn essenziell 
sind. Im Auftaktgespräch wird zweckmäßi-
gerweise auch die weitere Kommunikation 
festgelegt. Soweit die Prüfung sich in dem 
dargestellten Rahmen bewegt, wird die Be-
richterstattung im Prüfungsbericht und in 
der Bilanzsitzung ausreichen; zu besonderen 
Aspekten wie etwa Derivateeinsatz, Bewer-
tung der Beteiligungen oder Risikomanage-
ment beim Energievertrieb und -handel 
können aber durchaus weitere Gespräche 
vereinbart werden. Auch der Kreis der ein-
bezogenen Aufsichtsratsmitglieder kann im 
Verlauf der Kommunikation erweitert werden.

Zwingende Anforderungen an die Form der 
Kommunikation bestehen nicht. Über die 
jeweils geeignete Kommunikationsform ist 
im Einzelfall zu entscheiden. Zu Beginn der 

Prüfung dürfte sich allerdings regelmäßig – 
wie dargestellt – ein persönliches Gespräch 
empfehlen. Bei besonderen Sachverhalten 
hat ohnehin schon immer eine Berichtspflicht 
des Abschlussprüfers gegenüber dem Über-
wachungsorgan bestanden. Vorstand bzw. 
Geschäftsführung sollten von der Kommuni-
kation mit dem Aufsichtsrat/dem sonstigen 
Überwachungsorgan unterrichtet werden; 
ihre Einbeziehung ist aber nicht vorgesehen, 
weil es bei der Kommunikation durchaus 
auch um Themen gehen kann, die Vorstand/
Geschäftsführung betreffen und ein unbe-
fangener Umgang damit nur bei deren Ab-
wesenheit möglich ist.

Welche Organe außer dem Aufsichtsrat 
sind in diesem Sinne als Überwachungs­
organ anzusehen? 

In vielen Fällen ist auch bei kleinen kommu-
nalen (Kapital-)Gesellschaften der Aufsichts-
rat – zum Teil mit ausdrücklichem Verweis auf 
§ 111 Abs. 1 AktG – explizit mit der Über
wachung betraut. Es gibt also keine größen-
abhängigen Befreiungen. Als Überwachungs-
organe kommen aber auch Betriebsaus-
schüsse (bei Eigenbetrieben), Verwaltungsräte 
(bei Anstalten öffentlichen Rechts/Kommu-
nalunternehmen) oder Hochschulräte (bei 
Universitäten) in Betracht. Wenn kein Auf-
sichtsrat eingerichtet ist, kann durchaus auch 
die Gesellschafterversammlung als Über-
wachungsorgan in Betracht kommen – wenn 
sie eben selbst in Ermangelung eines Auf-
sichtsrats Überwachungsaufgaben wahr- 
nimmt.

Ein Problem in der Praxis könnte sein, dass 
Aufsichtsorgane sich in eine Position ge-
drängt fühlen, die sie für sich so nicht sehen, 
namentlich ihre Verantwortung für die Ord-
nungsmäßigkeit interner Prozesse und die 
Rechnungslegung. Dafür haben sie doch den 
Abschlussprüfer! Das ist natürlich richtig. 
Der PS 470 will keine Verantwortung vom 
Abschlussprüfer auf das Aufsichtsorgan 
schieben. Wer aber ein Unternehmen beauf-
sichtigt oder überwacht, trägt dafür zunächst 
einmal selbst Verantwortung und muss sich 
dabei auch behaften lassen. Exemplarisch 
beschreibt das das Aktiengesetz. Dort kommt 
das Wort „Verantwortung“ inhaltlich nur 
zweimal vor: Der Vorstand hat das Unter
nehmen in eigener Verantwortung zu leiten, 
der Aufsichtsrat hat das Unternehmen, ins-
besondere die Leitung durch den Vorstand, 
in eigener Verantwortung zu überwachen.
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Kapitalertragsteuer: Neues zur Rücklagendotierung bei Regiebetrieben 

In drei Entscheidungen vom 30.01.2018, die 
am 23.05.2018 veröffentlicht wurden, hat 
sich der Bundesfinanzhof (BFH) mit der 
Bildung von Rücklagen und damit auch mit 
der Entstehung von Kapitalertragsteuer bei 
Betrieben gewerblicher Art (BgA) in Form 
eines Regiebetriebs befasst und eine für die 
Steuerpflichtigen günstige Auffassung ver-
treten.

Regiebetriebe, die einen BgA darstellen, wer-
den für körperschaftsteuerliche Zwecke wie 
selbstständige Körperschaften behandelt, ob-
wohl sie rechtlich, organisatorisch und auch 
wirtschaftlich als unselbstständige Teile einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts 
(jPöR) anzusehen sind. Insbesondere fließen 
Einnahmen der Regiebetriebe unmittelbar in 
den Gesamthaushalt der jPöR. Damit ent-
steht grundsätzlich die Kapitalertragsteuer 
für die Übertragung vom steuerpflichtigen in 
den steuerlich nicht relevanten Bereich der 
jPöR. Eine konkrete Rücklagenbildung im Re-
giebetrieb – zur Verhinderung der Kapital
ertragsteuer – kann dementsprechend nur 
unter bestimmten Voraussetzungen erfolgen. 
Die Finanzverwaltung fordert hierfür, dass die 

Mittel des Regiebetriebs für konkrete Vorha-
ben angesammelt werden, für deren Durch-
führung festgelegte Zeitvorstellungen exis-
tieren. Dabei muss die tatsächliche Durch-
führung glaubhaft und finanziell auch in 
einem angemessenen Zeitraum durchführbar 
sein.

Diesen engen Voraussetzungen hat der BFH 
widersprochen, da hinsichtlich der Zulässig-
keit der Rücklagenbildung dem Gesetz keine 
Differenzierung zwischen Eigengesellschaften 
und Regiebetrieben zu entnehmen ist. Des 
Weiteren wird im Urteil ausgeführt, dass es 
sich bei der Annahme der kapitalertragsteuer
pflichtigen Ausschüttung bei BgA ohne 
Rechtspersönlichkeit um eine Fiktion handelt, 
sodass auch die Rücklagenbildung nur fiktiv 
zu sehen ist und den Regiebetrieben die 
Möglichkeit eröffnet werden muss, ihre Ge-
winne erst dann mit Kapitalertragsteuer zu 
belasten, wenn sie im Regiebetrieb nicht 
mehr benötigt werden. 

Danach ist für die Rücklagenbildung keine 
zusätzliche haushaltsrechtliche Mittelreser-
vierung erforderlich. Zur steuerlichen An

erkennung einer Rücklage reicht jegliches 
Stehenlassen des Gewinns, wobei anhand 
objektiver Umstände nachvollziehbar sein 
muss, dass die Mittel dem Regiebetrieb 
weiterhin als Eigenkapital zur Verfügung 
stehen. Sollte es in diesem Zusammenhang 
zu Mittelabflüssen an die Trägerkörperschaft 
kommen, sind die Grundsätze der verdeckten 
Gewinnausschüttung anwendbar. 

In einer weiteren Entscheidung hat der BFH 
darüber hinaus verlauten lassen, dass die 
Grundsätze zur Bildung von Rücklagen, die 
voranstehend konkret für Regiebetriebe 
kommunaler Gebietskörperschaften festge-
stellt wurden, auch bei Regiebetrieben einer 
Verbandskörperschaft gelten. Mit konkretem 
Bezug zum Veranlagungszeitraum 2001 wur-
de zudem entschieden, dass Gewinne dieses 
Jahres, die in Rücklagen eingestellt wurden, 
auch bei späterer Rücklagenauflösung nicht 
der nach 2001 geltenden Kapitalertragsteuer 
unterliegen.
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Verfassungswidrigkeit der Steuerverzinsung?
Steuernachforderungen – aber auch Steuer-
erstattungsansprüche – unterliegen einer Ver- 
zinsung von 6 % pro Jahr. Zweck der Verzin-
sung ist primär, den Liquiditätsvorteil ab
zuschöpfen, der einem Steuerpflichtigen 
dadurch entsteht, dass eine Steuerfestset-
zung erst mehr als 15 Monate nach der 
eigentlichen Steuerentstehung erfolgt oder 
geändert wird. Die grundsätzlich nachvoll-
ziehbare Regelung wird kritisiert, da der 
Zinssatz von 6 % p. a. verglichen mit Markt-
zinsen, die gegen null tendieren, derzeit 
außerordentlich hoch ist. Mittlerweile wird 
dem Fiskus sogar Zinswucher vorgeworfen. 
Da die Verzinsung auch im Fall von Steuer
erstattungen zur Anwendung kommt, kann 
sich der hohe Zinssatz allerdings auch zu
gunsten der Steuerpflichtigen auswirken.

Hinsichtlich der Nachzahlungszinsen ist die 
Höhe des Zinses Gegenstand anhängiger 
Gerichtsverfahren, z. B. beim Bundesver
fassungsgericht (BVerfG) die Jahre nach 
2009 betreffend. Ein Senat des Bundes
finanzhofs (BFH) hat für das Jahr 2013  
die Verzinsung noch als verfassungsgemäß 
angesehen. In einer weiteren Entscheidung 
nur sechs Monate später hat ein anderer 
Senat des BFH dagegen entschieden, dass 
für Verzinsungszeiträume ab April 2015 
immerhin eine Aussetzung der Vollziehung 
der in Rede stehenden Zinsen in Betracht 
kommt. Dieser Senat sieht ein anhaltendes, 
strukturell verfestigtes Niedrigzinsniveau 
und erhebt verfassungsrechtliche Zweifel an 
den Steuerzinsen von 6 %. Nach weiteren 
fünf Monaten hat nun ein anderer BFH-
Senat die Verfassungsmäßigkeit der Verzin-
sungsregelung ab November 2012 infrage 
gestellt und ebenso die Aussetzung der 

Vollziehung gewährt. Diese beiden Ent-
scheidungen des BFH sind zu begrüßen,  
da erstmals erhebliche Zweifel an der 
Verfassungsmäßigkeit des aktuellen Zins-
satzes geäußert wurden. Einzelne Bundes-
länder haben den Bundesrat mittlerweile 
aufgefordert, eine Gesetzesinitiative mit 
dem Ziel einer Absenkung des Zinssatzes 
auf 0,25 % pro Monat und damit 3 % p. a. 
einzuleiten. Über diese Anträge wird derzeit 
in den Fachausschüssen beraten.

Die Finanzverwaltung ist bereit, die Aus
setzung der Vollziehung für etwaige Zins- 
festsetzungen für die Zeiträume ab dem 
01.04.2015 zu gewähren. Auch ein Einspruch 
bezüglich der Zinsfestsetzungen die Zeit-
räume nach 2009 betreffend erscheint 
unter Bezugnahme auf die anhängigen Ver-
fahren beim BVerfG sinnvoll.
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